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Vorwort

Das Thema Niedrig- und Armutslöhne ist seit über zehn Jahren 
eines der zentralen Themen des DGB-Bezirks Hessen-Thürin-
gen. Wir haben in den Jahren 2008 und 2010 zwei eigene Studi-
en zum Niedriglohnsektor in Hessen vorgelegt – die letzte Studie 
zusammen mit unserer Mitgliedsgewerkschaft ver.di.

Die Ergebnisse der beiden Publikationen sind sozial- und 
wirtschaftspolitisch höchst bedenklich: Der hessische Niedrig-
lohnsektor ist seit Mitte der 1990er Jahre von zwölf auf aktuell 
knapp über zwanzig Prozent gewachsen. Auch andere wissen-
schaftliche Arbeiten zum Thema Niedriglohn in Hessen – etwa 
der Bundesagentur für Arbeit oder der HessenAgentur – kommen 
zu vergleichbaren Ergebnissen. Bemerkenswert ist angesichts der 
starken wirtschaftlichen Stellung Hessens im Bundesländerver-
gleich die Tatsache, dass in unserem Bundesland – genau wie 
im Durchschnitt der alten Bundesländer – etwa jeder bzw. jede 
fünfte Beschäftigte einen Niedriglohn bezieht.

Dem Anstieg der Niedriglohnbeschäftigung sowohl in Hes-
sen als auch in Deutschland liegen verschiedene Ursachen zu 
Grunde. Arbeitsmarktpolitische Reformen der jüngeren Vergan-
genheit spielen hier genauso eine Rolle wie Veränderungen in 
der deutschen Tariflandschaft. Zwar ist der Flächentarifvertrag 
nach wie vor bestimmend für die Arbeits- und Einkommensbe-
dingungen der meisten Beschäftigten, aber die prägende Kraft 
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der Tarifverträge ist deutlich geringer als früher. Gerade bei den 
Geringverdienern fällt die Tarifbindung sehr gering aus.

Ein wichtiges Instrument, um die Tarifbindung zu erhöhen 
und Lohndumping zu verhindern, sind Tariftreueregelungen. 
Sie verpflichten – häufig als Bestandteil von Vergabegesetzen – 
Unternehmen zur Zahlung von Tariflöhnen, wenn sie sich um 
öffentliche Aufträge bewerben wollen. Zahlen sie keine Tarif-
löhne, werden sie von vorneherein von der Auftragsvergabe aus-
geschlossen. Zwar ist nach dem sogenannten Rüffert-Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs die Möglichkeit für Tariftreuerege-
lungen eingeschränkt, aber ein vergabespezifischer Mindestlohn, 
Mindestlöhne nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz und all-
gemeine Tariftreueregelungen für den Öffentlichen Personen-
nahverkehr können nach wie vor erlassen werden.

Der DGB in Hessen und in Thüringen hat die Landesre-
gierung in den vergangenen Jahren immer wieder aufgefordert, 
die beschriebenen Möglichkeiten für Tariftreueregelungen auf 
der Landesebene auszuschöpfen. Dem ist die Landesregierung 
nicht nachgekommen – ganz im Gegenteil: Gesetzesvorschläge 
der Linken und der SPD in den Jahren 2009 und 2010 wurden 
verworfen.

Ende des vergangenen Jahres lagen dem Landtag dann vier 
Gesetzentwürfe vor: Sowohl die Regierungsfraktionen CDU 
und FDP als auch alle Oppositionsparteien hatten in den letz-
ten Monaten des Jahres 2012 Vorschläge für ein neues hessisches 
Vergabegesetz in den Landtag eingebracht. Die schwarz-gelbe 
Landesregierung hat mit ihrem Gesetzentwurf ein klares poli-
tisches Signal ausgesendet: Sie will im Kampf gegen Lohndum-
ping weiter untätig bleiben.

Der Gesetzentwurf von CDU und FDP, der aufgrund der 
Mehrheitsverhältnisse im Landtag wie zu erwarten ohne subs-
tanzielle Änderungen verabschiedet worden ist, stellt eine expli-
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zite Absage an Tariftreueregelungen dar. Ein vergabespezifischer 
Mindestlohn und Tariftreueregelungen für den ÖPNV und auch 
andere wichtige ökologische und soziale Kriterien sind nicht ent-
halten.

Im Gegensatz zu den Regierungsfraktionen haben die Oppo-
sitionsparteien – SPD, GRÜNE und LINKE – tragfähige Ge-
setzentwürfe vorgelegt, die in zeitgemäßer Weise soziale und um-
weltbezogene Standards im Bereich des Vergaberechts vorsehen. 
Alle drei Gesetzentwürfe schöpfen den beschriebenen Spielraum 
für Tariftreueregelungen aus, der nach dem Rüffert-Urteil noch 
besteht. Hervorzuheben ist aus gewerkschaftlicher Sicht, dass der 
Gesetzentwurf von SPD und LINKEN die Möglichkeit vorsieht, 
eine Prüfbehörde einzurichten, auch Evaluierungen sind veran-
kert. Dieser Punkt ist zentral: Ohne Kontrolle ist ein Vergabege-
setz mit all seinen Vorschriften nichts wert. Lernen kann Hessen 
hier von Bremen, das seine Mindestlohnbestimmungen durch 
eine eigene Sonderkommission überwachen lässt.

Das vorliegende Buch schildert sehr anschaulich die Ar-
beits- und Einkommenssituation auf öffentlichen Baustellen, 
im Bereich des Öffentlichen Personennahverkehrs und im Lan-
desbetrieb Hessen-Forst. Es wird dargelegt, warum Hessen nach 
der kommenden Landtagswahl bei den Themen Tariftreue und 
damit beim Kampf gegen Lohndumping im Bundesländerver-
gleich endlich etwas tun muss. Und es wird diskutiert, wie ein 
modernes Hessisches Vergabegesetz aussehen sollte.

Aus Sicht des DGB Hessen-Thüringen bleibt zu hoffen, dass 
nach der kommenden Landtagswahl andere Mehrheitsverhält-
nisse in Hessen den Kampf gegen Niedriglohnbeschäftigung 
endlich ernsthaft angehen, statt die immer weiter auseinander-
gehende soziale Schere zu ignorieren.

Stefan Körzell, Frankfurt im Juli 2013
Vorsitzender des DGB-Bezirks Hessen-Thüringen





1	 Tariftreue gegen Sozialdumping  
und Armutslöhne

»Man muss nicht glauben,  
dass immer der Mindestlohn gezahlt wird,  

auch wenn er festgesetzt ist.«

Vermutlich verdienen Sie Ihren Lebensunterhalt, indem Sie eine 
Ware verkaufen, und vermutlich ist die einzige Ware, die Sie 
zu verkaufen haben, Ihre Arbeitskraft. Wie jeder Käufer freut 
sich auch der Unternehmer, wenn er eine Ware möglichst bil-
lig bekommt, und das gilt auch für diese besondere Ware, die 
letztlich aus Ihrer Lebenszeit besteht. Sie sind ein Kostenfaktor: 
Ihr Arbeitseinkommen geht auf der Kostenseite in die Unterneh-
menskalkulation ein und verteuert das Produkt oder senkt den 
Gewinn. Das Interesse daran, diesen Posten so gering wie eben 
möglich zu halten, steht in einem ständigen Konflikt mit Ih-
rem Interesse, auskömmlich bezahlt zu werden. Da die Aufkäu-
fer menschlicher Arbeitskraft auch das Kapital, die Maschinen, 
Büros oder Fabriken besitzen, mit und in denen gearbeitet wird, 
sitzen sie in diesem Konflikt immer am längeren Hebel – die ab-
hängig Beschäftigten mussten Gesetze und Regelungen erkämp-
fen, die sie schützen und ihnen einen menschenwürdigen Lohn 
und anständige Arbeitsbedingungen garantieren; also etwas, das 
uns hier und heute selbstverständlich erscheint.

Leider ist es das nicht.
Es gibt eine lange Reihe von Beispielen für Lohndrückerei, 

und das sind keine Einzelfälle, wie stets behauptet wird, wenn 
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wieder einmal ein besonders übler Fall bekannt geworden ist; 
darin steckt System.

Im Februar dieses Jahres sorgte die hr-Reportage »Ausgelie-
fert« für Aufsehen. Sie schilderte die miserablen Arbeits- und 
Lebensbedingungen von Leiharbeiterinnen und -arbeitern bei 
Amazon; im Mittelpunkt stand dabei die Amazon-Niederlassung 
im hessischen Bad Hersfeld. Ein krasses Beispiel für Unterbezah-
lung und Ausbeutung in einem Unternehmen, das schon vor 
diesem Skandal als Lohndrücker im Versandhandel bekannt war. 
Aufgrund des öffentlichen Drucks sah Amazon keinen anderen 
Ausweg, als sich von zwei Subunternehmen zu trennen.

Die Reportage stellte dar, wie der Versandhändler Amazon 
das zusätzliche Volumen des Weihnachtsgeschäfts bewältigt. 
Amazon besorgte sich über Leiharbeitsfirmen rund 5.000 be-
fristet beschäftigte Personen aus Ländern wie Spanien, wo die 
Menschen in der Wirtschaftskrise besonders hart um ihre Exis-
tenz kämpfen müssen. Die Reporter deckten unter anderem auf, 
dass die Leiharbeitskräfte nicht den ihnen versprochenen Lohn 
erhielten und in Motels oder Feriendörfern in viel zu engen Un-
terkünften untergebracht waren. Amazon ließ sie von Sicherheit-
spersonal überwachen, das mit Einschüchterungen arbeitete und 
Zimmerdurchsuchungen vornahm. Wer sich gegen die schlechte 
Behandlung zur Wehr setzte, verlor seinen Job. Besonders bri-
sant, wenn auch in gewisser Weise nur konsequent: Die Klei-
dung des Sicherheitspersonals legte den Verdacht nahe, dass es 
sich zumindest aus dem Umfeld der rechtsextremen Szene rekru-
tierte. Wieder war es der öffentliche Druck, der Amazon zwang, 
dem Sicherheitsdienst zu kündigen.

Ein bekanntes, großes Unternehmen, bei dem die meisten 
Menschen wahrscheinlich schon einmal gekauft hatten, wur-
de zum Gegenstand eines Unmuts, der auch deshalb so schnell 
anwuchs, weil sich in ihm etwas von einem weit verbreiteten, 


